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VONSIOBHÁNGEETS,GREGORMAYER,
ROBERT TREICHLERUNDFRANZISKATSCHINDERLE

Manche Geschichten muten zusehends un-
glaublicher an, je länger sie zurückliegen.
Im Sommer 1992 tourte ein junger ungari-

scher Politiker durch die Vereinigten Staaten von
Amerika. Die Reise begann in Washington D.C. und
führte nach Chicago und New York, in ein Reservat
für Indigene inOregon und nach Los Angeles. Einge-
laden hatte der GermanMarshall Fund, eine US-Stif-
tung zur Förderung der transatlantischen Beziehun-
gen. Ein Highlight des Trips war die Teilnahme am
Parteitag der Demokraten, bei dem Bill Clinton offi-
ziellzumKandidatenfürdiePräsidentschaftswahlge-
kürtwurde. Eine solche Reise kann einen Jungpoliti-
ker prägen–oder auchnicht.

Der jungeUngarhattevier Jahrezuvoreine libera-
leProtestparteimitgegründet,diebalderstaunlicher-
folgreichwar und 1992 in die Liberale Internationale
aufgenommen wurde. Die Partei trägt bis heute den
Namen „Bund Junger Demokraten“, auf Ungarisch
kurz: „Fidesz“,undderaufstrebende29-jährigePoliti-
kerhieß–ViktorOrbán.

Drei Jahrzehnte später ist der einstige Dissident
aus dem kommunistischen Ungarn der wichtigste
Protagonist einer Bewegung, die sich den liberalen
Werten der Europäischen Union – der Rechtsstaat-
lichkeit, der Medienfreiheit, der Freiheit der Lehre,
den Minderheitenrechten – vehement widersetzt
und die dem liberalenMainstream ein Gegenmodell
gegenüberstellt: eine „illiberaleDemokratie“ (denBe-
griff hat Orbán selbst verlautbart), basierend auf
einem autoritären Staatsverständnis, einer starken
Betonung der nationalen Souveränität, gepaart mit
einem traditionellen, christlichenWeltbild und einer
völkischen Ideologie.

Ungarn ist nicht das einzige Sorgenkind in der EU.
InPolenverfolgtdievonderParteiRechtundGerech-
tigkeit (PiS) geführte Regierung eine ganz ähnliche
Politik. In Slowenien versucht Ministerpräsident Ja-
nez Janša, die Medien unter seine Kontrolle zu be-
kommen.
In der Slowakei hat der Mord an dem Journalisten
Jan Kuciak und seiner VerlobtenMartina Kusnirova
im Februar 2018 die Regierung des Linkspopulisten
Robert Fico zu Fall gebracht, doch die mafiös-politi-
schenVerstrickungen, die zumTeil ans Tageslicht ka-
men, konnten von der Justiz bisher nicht gänzlich
aufgeklärtwerden.AußerdemistauchdieNachfolge-
regierungmitVorwürfenwegenmangelnderRechts-
staatlichkeit konfrontiert.

Bulgarien schließlich wird von einer Kaskade an
Korruptionsfällen heimgesucht, wobei in einige von
ihnen auch Bojko Borissow verwickelt ist, der Lang-
zeit-Ministerpräsident, der ebenabgelöstwurde.

Österreich,das sichaufgrundseinergeografischen
Lage und seiner Neutralität immer als Brücke zum
Osten verstanden undwirtschaftlich seit 1989 davon
enorm profitiert hat, ist von diesen Entwicklungen
auf besondereWeise betroffen.

Bisher versucht die österreichische Bundesregie-
rung, etwa im Fall Ungarn, die nachbarschaftlichen

Wie
maneine
liberale
Demokratie
zerstört
InÖsterreichsunmittelbarerunderweiterter
Nachbarschaft ist die liberaleDemokratie ein
Feindbild. PolenundUngarnbekämpfen sie
offenund sinddabei erschreckendeffizient.
Die EuropäischeUnionversucht spät, aber
doch, gegenzusteuern–bishermäßig erfolg-
reich.Aberwie geht das eigentlich –dieDe-
mokratie zerstören?Eine schaurigeAnleitung.
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Beziehungensounbelastetwiemöglichzugestalten–
was ihr viel Kritik einbringt, auch von profil. Sebas-
tian Kurz traf sich mit Janša im Sommer 2020 zum
Wandern auf dem Triglav, dem höchsten Gipfel Slo-
weniens. Eine Woche zuvor war ein alarmierender
Bericht über den Abbau der Pressefreiheit unter
Janša erschienen. Anzeichen, dass Kurz mit seinem
Amtskollegen darüber gesprochen hat, gibt es keine.
Undals der Fidesz imMärzdieses Jahres die Europäi-
sche Volkspartei verließ, scheuten die Türkisen aus
WienalseinederwenigenkonservativenParteiendie
offeneKonfrontationmitOrbán.

Haben wir die Demokratiefähigkeit der Staaten
des ehemaligen Ostblocks überschätzt? Ist unser
Traum vom globalen Siegeszug der liberalen Demo-
kratie amEnde sogar vorunsererHaustür zerplatzt?

Der bulgarische Intellektuelle Ivan Krastev und
der US-Politikwissenschaftler Stephen Holmes ver-
suchten 2019 in dem Buch „Das Licht, das erlosch:
Eine Abrechnung“ eine Erklärung: Die 1989 vom
Kommunismus befreiten Länder hätten das westli-
che System bloß wohl oder übel imitiert und dabei
subjektiv ihre eigene Identität eingebüßt. Schließlich
hättensie sichangesichtseinespermanentenGefühls
der Unzulänglichkeit von der liberalen Demokratie
abgewandt.

Überheblichkeit gegenüber den Ost-Staaten ist
unangebracht. Der Trend des „democratic backsli-
ding“, also dieDemontage demokratischer Institutio-
nen, ist nicht auf Osteuropa beschränkt. Ähnliche
Tendenzen waren jüngst in den USA zu beobachten,
undweit rechts stehendeParteien inWesteuropawie
die FPÖ, die deutsche AfD oder das französische Ras-
semblement National warten nur darauf, Orbán
nacheifern zukönnen. Bloß sinddie demokratischen
Institutionen in alten Demokratien widerstandsfähi-
ger als in jungen.

Willmanverhindern, dass sichderGulasch-Auto-
ritarismus ausbreitet, solltemanwissen,wie er funk-
tioniert:

Wie also zerstörtmandie liberaleDemokratie?

StellenSie sicher, dass Sie
Wahlen stets gewinnen!
Auf Wahlen kann man nicht so einfach verzichten,
aber man kann sich Wettbewerbsvorteile verschaf-
fen.

„Einmal müssen wir gewinnen, dann aber wirk-
lich ordentlich!“ Das sagte Viktor Orbán 2007. Drei
Jahre später gewann Fidesz die Wahl mit 53 Prozent
der Stimmen. Nach damaligem ungarischem Wahl-
recht bedeutete das eine Zweidrittelmehrheit. Und
genauhier liegt der Kniff: DennOrbán setzteweitere,
auf Fidesz-Bedürfnisse zugeschnittene Änderungen
desWahlrechts durch. Sie sahen unter anderem eine
Reduktion der Parlamentssitze vor. Mit dieser Mehr-
heit ausgestattet, konnteOrbándieVerfassung sowie
Gesetze im Verfassungsrang nach Belieben ändern.
Zentral beim Umbau des demokratischen zum halb-
autoritären Staat: Die adäquate Zuschneidung von
Wahlkreisen und die Gewährung desWahlrechts für
ethnischeUngarn indenNachbarländern.

WerWahlenkonsequent gewinnenwill, dermuss

sich auf zwei weitere Faktoren verlassen: Dominanz
von Medien und Anzeigenmarkt sowie die Nutzung
staatlicher und kommunaler Verwaltungen für Fi-
desz-Werbung. Exemplarisch für Letzteres ist der
ungarischePlakatmarkt. Außerhalb derWahlkampf-
zeitensindpolitischeBotschaftenaufPlakatenverbo-
ten. Nur die Regierung darf im Sinne einer „Regie-
rungsinformation“ ihreErfolgeverbreiten.ÜberJahr-
zehnte ließ die unabhängige Wochenzeitung „HVG“
ihre ironischen Covers, die sich über Politiker lustig
machen, auf den Budapester Litfaßsäulen plakatie-
ren. Seit 2019 gehören die Werbeträger einer Firma
aus dem Mészáros-Imperium. Seitdem nimmt sie
von „HVG“keineAufträgemehr entgegen.

BringenSie dieMedien
unter IhreKontrolle!
Wer das Volk beeinflussen will, kann eine pluralisti-
sche Medienlandschaft nicht brauchen. Staatliche
Medienmonopole gibt es heute nicht mehr, wohl
aberMechanismen,umeinemöglichstgleichförmige
Berichterstattung zuerzielen.

Am3.Mai,demInternationalenTagderPressefrei-
heit, ging in Slowenien eine Spendenaktion online.
Sie hat mittlerweile eine Viertelmillion Euro einge-
spielt, nicht wenig für ein Land mit zwei Millionen
Einwohnern. Es geht um die Rettung der staatlichen
NachrichtenagenturSTA,vergleichbarmitderAPAin
Österreich. Die STA ist in Slowenien eine tragende
Säule derDemokratie, sie existiert bereits seit derUn-
abhängigkeit des Landes. Jetzt droht ihr die Insol-
venz. Der Grund: Ministerpräsident Janez Janša und
seine rechtskonservative „Slowenische Demokrati-
sche Partei“ (SDS) haben der Redaktionmit rund 100
MitarbeiterndenGeldhahnzugedreht.

In der Branche gilt die STA als die Beste ihrer Art
unter den Nachfolgestaaten Ex-Jugoslawiens. Janša
hat sie hingegen als „nationale Schande“ und „Werk-
zeug der extremen Linken“ bezeichnet. Was möchte

der Premier damit sagen? Auf Anfrage von profil
heißt es aus seinem Büro: „Wir lehnen die bizarren
Vorwürfe ab, dass jemals jemand Druck auf Redak-
teureder STAausgeübthat.“

Barbara Štrukelj erzählt eine andere Geschichte.
Sie arbeitet seit 1991 für die STA und ist mittlerweile
Chefredakteurin. Jetzt muss sie sich mit einer Regie-
rung herumschlagen, die dem per Gesetz vorge-
schriebenen öffentlich-rechtlichen Auftrag nicht
nachkommt. Dazu kommt: In letzter Zeit werde ihre
Redaktion mit Telefonanrufen und anonymen Dro-
hungenbelästigt.

In UngarnwerdenMedien vonOrbán-treuenOli-
garchenkontrolliert, inPolenvonstaatlichenKonzer-
nen, etwa aus derÖlindustrie. Janša lenkt Slowenien
in eine ähnliche Richtung. Seit Jahren expandieren
ungarische Investoren auf den slowenischen Markt
undfinanzierenunteranderem„Novo24TV“:DasOn-
line-Portal istnichtnurdaswichtigsteSprachrohrder
Regierung, sondern verbreitet auch Verschwörungs-
theorien und antisemitische Inhalte. In den Artikeln
ist die Rede von der STA als Werkzeug eines „tiefen
Staates“.

UnterwandernSie die Justiz!
Die Justiz kann denUmbau des Staates erheblich be-
hindern, indem sie Gesetze für verfassungswidrig er-
klärt, Korruption zur Anklage bringt, Minderheiten
zu ihren Rechten verhilft. Deshalb muss die Regie-
rungdenApparat unter ihrKuratel bringen.

Ob Polen noch eine Demokratie sei, wurde Adam
Bodnar schon unzählige Male gefragt. Seit fünf Jah-
ren ist der Verfassungsrechtler PolensOmbudsmann
undsomitderobersteBeauftragtefürMenschenrech-
te. Der konservativenRegierungspartei PiS ist der 44-
Jährige einDorn imAuge.

ImGesprächmitprofilantwortetBodnarnichtmit
Ja oder Nein, sondern mit einem Vergleich aus dem
Fußball: „Die PiS hat einen klaren Wettbewerbsvor-
teil. Stellen Sie sich ein Match vor, bei dem eine

Mannschaft elf und die andere nur acht Spieler auf
das Feld schickt.“
WasBodnardamit sagenwill:Polengibtvor,nachde-
mokratischen Spielregeln zu spielen, aber die Macht
konzentriert sich zunehmend in den Händen einer
Partei. Auch die Schiedsrichter – die Richter und
Staatsanwälte – sind zunehmendeingeschränkt.

Wären Ermittlungen, wie sie derzeit gegen Sebas-
tianKurz inÖsterreich laufen, inWarschaumöglich?
DaraufhatBodnar eine schnelleAntwort:Nein.

In Polen ist der Generalstaatsanwalt gleichzeitig
Justizminister und Julia Przyłębska, die Präsidentin
desVerfassungsgerichts, eineengeVertrautevonPiS-
Chef JarosławKaczyński. BodnarbezeichnetdasVer-
fassungsgericht als politisiert und als Handlanger für
politische Ziele. Als Beispiel nennt er das umstrittene
Urteil von Oktober 2020, mit dem Abtreibungen de
facto verbotenwurden.

Und die Staatsanwälte? „Man muss viel Mut be-
weisen, will man dieser Tage ein unabhängiger
Staatsanwalt inPolen sein“, sagtBodnar.Wer sichwi-
dersetze,werdemitwenigprestigereichenPostenauf
lokaler Ebene bestraft: „Ich kenne Staatsanwälte, die
sich frühermitorganisiertemVerbrechenbeschäftigt
habenund jetztmit Fahrraddiebstählen.“

AttackierenSieMinderheiten,
umnationaleGröße zu suggerieren!
In einer illiberalen Demokratie ist Toleranz gegen-
über anderen Denk- oder Lebensweisen kein positi-
verWert. Deren Ablehnung soll die nationale Identi-
tät stärken.

Bartosz Staszewski hat mehrere Klagen am Hals.
Der Grund: Der junge Pole hat aus Provokation ein
gelbes Schild mit der Aufschrift „LGBT-freie Zone“
aufgestellt. Es hat für so viel Aufsehen gesorgt, dass
sich sogar der polnische Ministerpräsident dazu äu-
ßerte.AufderPressekonferenzstolperteMateuszMo-
rawiecki über vierBuchstaben.
„LGD.LG.LGBT“, stammeltervor laufendenKameras.

LGBT steht für Lesbian, Gay, Bisexual und Trans-
gender.MorawieckisPartei,dienationalkonservative
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS), sieht darin eine ge-
fährliche Ideologie, die Polen einzunehmen versu-
che.

„Wir sind keine Ideologie, sondern Menschen“,
sagt hingegenStaszewski.

Sogenannte „LGBT-freie Zonen“ gibt es in Polen
tatsächlich. Damit sindGemeinden gemeint, die eine
Chartaunterzeichnethaben, dieunter anderemdazu
aufruft, Kinder vor „Demoralisierung“ und „Homo-
Propaganda“ zu schützen. Initiiert wurde die Charta
von einer PiS-Abgeordneten, erzählt Kuba Gawron.
Der 40-Jährige hat eine interaktive Karte program-
miert, inderdieZonenrotmarkiertsind. „InzehnMo-
naten haben sie 30 Prozent von Polens Territorium
bedeckt“, sagtGawron.

Polens erste LGBT-freie Zone war Świdnik, eine
Stadt mit 40.000 Einwohnern im Südosten des Lan-
des. Radosław Brzózka arbeitet dort in der Stadtver-
waltung und schickt profil auf Anfrage einen Flyer,
den er geschriebenhat.

„Die PiS
hat einen
klaren
Wettbe-
werbs
vorteil.“
Adam Bodnar
Polens Ombuds-
man

„Einmal
müssenwir
gewinnen,
dann aber
wirklich or-
dentlich.“
Viktor Orbán,
2007 als Opposi-
tioneller
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MINISTERPRÄSI-
DENTEN ORBÁN,
JANŠA
Ist unser Traum vom
Siegeszug der libe-
ralen Demokratie
sogar vor unserer
Haustür geplatzt?
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profil: Ichmöchtemit demKonflikt beginnen, der
der Anlass für dieses Interview ist. Kürzlich
schickte eine profil-Redakteurin drei Fragen an

Ihre Partei Fidesz. Anstatt zu antworten, leitete die
Partei-Pressestelle die Fragen empört an den öffent-
lich-rechtlichenTV-SenderM1weiter, derunsereRe-
dakteurin daraufhin in mehreren Beiträgen runter-
machte. Sie selbst kommentierten den Vorfall auf
Ihrem Facebook-Account und schrieben, eine Jour-
nalistin aus Österreich „verbreitet ,Fake News‘ über
ein anderes Land“. InteressanterweisewurdeUngarn
in den Fragen nicht mal erwähnt, es ging nur um Fi-
desz.HabenSie FideszundUngarnverwechselt?
Szijjártó: Die Fragen wurden nicht an mich gerichtet,
deshalb habe ich damit nichts zu tun.Wasmich aber
betrifft, ist Folgendes: Ich war schockiert, dass ich
einen Telefonanruf von einem Minister eines ande-
ren Landes (Österreichs Außenminister Alexander
Schallenberg, Anm.) erhalte, weil in den TV-Nach-
richtenüber eine Journalistinberichtetwird. Ichver-
stand nicht, was man von mir erwartete. Sollte ich
selbst einem Fernsehsender sagen, worüber undwie
berichtet werden dürfte oder über österreichische
Journalisten nicht berichtet werden darf? Das hat
mich wirklich überrascht. Mein Gefühl ist, dass Sie
mit zweierleiMaßmessen.Wennes darumgeht, pat-
riotischeChristdemokratenzukritisieren–etwamei-
ne Partei Fidesz oder unseren Ministerpräsidenten
Viktor Orbán –, dann ist das für Sie in Ordnung, aber
wennder liberaleMainstreamkritisiertwird–dessen
Politiker oder Journalisten–dannprotestierenSie!
profil: Ichwürdedennochgernverstehen,wasSiemit
Ihrer Kritik, die Sie auf Facebook veröffentlichten,
meinen: „Eine liberale Journalistin kann ungestört
Fake News über ein Land verbreiten.“ Was waren
denndie FakeNews?
Szijjártó: Ichhabedasganzgenerell gemeint.ZumBei-
spiel ist es eine Lüge, dass es hier inUngarnProbleme
mit derMedienfreiheit gäbe. Aberwann immer Fake
NewsüberUngarnverbreitetwerden–dasswirnicht
demokratisch seien und so weiter –, dann ist das in
Ordnung. Aber wenn eine liberale Journalistin kriti-
siertwird,wofür auch immer…
profil:EsschienIhnenoffensichtlichnichtegalzusein,
dennSiehaben sichdazu ja auf Facebookgeäußert…
Szijjártó: Ich habe mich über die allgemeine Wahr-
nehmunggeäußert.

„Unisextoiletten!
Ichwar schockiert!“
UngarnsAußenminister Péter Szijjártó
verteidigt dasWeltbild seinerRegierung
gegenAngriffe des von ihmverabscheuten
liberalenMainstreams. Eine exemplarische
Debatte.

Er beginnt mit einem Zitat von Papst Johannes
Paul II. und warnt vor einer „Kulturrevolution“ in
Polen.

SchaffenSie Feindbilder!
Kritiker – vor allem solche aus dem Ausland – kom-
men nicht ungelegen. Sie können als internationale
Verschwörung gegen das eigene Land dargestellt
werden.

Zoltán Kovács, seit 2010 ungarischer Regierungs-
sprecher, teilt wenig schmeichelhaft gegen Orbán-
Kritiker aus. Dem Politikwissenschafter Daniel Kele-
menhaternachderVeröffentlichungeinesakademi-
schen Papers geraten, einen Psychiater aufzusuchen.
Der JournalistinLili Bayer von „Politico“hat erunter-
stellt,Drogenzunehmen.GeraldKnaus, einemöster-
reichischen Migrationsforscher, wirft er vor, eine
KampagnegegenUngarn losgetreten zuhaben.

KnausalsFeindbild inBudapest?DieseGeschichte
beginntmiteinemBericht,denseinThinktank„Euro-
pean Stability Initiative“ (ESI) im April 2020 veröf-
fentlichte. Die Conclusio: Kein Land macht so stark
Stimmung gegen die EU – und das, obwohl es mehr
Geld aus den FördertöpfenBrüssels bekommt als alle
anderen Mitgliedstaaten. Zahlreiche Medien griffen
denBericht auf, darunter die „NewYork Times“. „Auf
einmal war ich der Bösewicht Nummer eins“, sagt
Knaus im Gespräch mit profil, „ich wurde zum Kopf
einerVerschwörunggegenUngarn“.Regierungsnahe
Medien porträtierten den Österreicher als „Dirigent
von George Soros“, eine Tageszeitung brachte eine
achtteilige Serie über ihn und druckte Fotos von
Knaus in Badehose. Im Fernsehen debattierten Or-
bán-treue Politologen darüber, dass Knaus eine Ge-
fahr für dienationale SicherheitUngarnsdarstelle.

Suchen Sie Verbündete, und nutzen
Sie die SchwächenderEU!
Allein gegen alle klingt gut, ist aber schwer durchzu-
halten.Auch Illiberale brauchenGleichgesinnte.

DieEUruftPolenundUngarnseit Jahrendazuauf,
Rechtsstaatlichkeit einzuhalten–ohneErfolg.Das so-
genannte Artikel-7-Verfahren, bei dem Ländern das
Stimmrecht entzogen werden kann, scheiterte stets
amRatderStaats-undRegierungschefs.FüreineVer-
urteilung braucht es Einstimmigkeit – und Ungarn
undPolen schützen einander gegenseitig.
Auch die größte Parteienfamilie in der EU hat sich
lange hinter Orbán gestellt. Erst vor zwei Monaten
trat der Fidesz ausderEuropäischenVolkspartei aus.

„Wir haben immer wieder gefragt: Wann schließt
ihr Orbán endlich aus?“, erinnert sich die ehemalige
VizepräsidentindesEU-ParlamentsundGrüneUlrike
Lunacek im Gespräch mit profil. Doch das wollten
nur wenige in der EVP hören. „Sie dachten, es würde
wieder besser werden. Orbán hat immer wieder bei
dem einen Thema nachgegeben, umdann bei einem
anderenvorzupreschen.“

Einmal in der EU, können Länder ihre Demokra-
tien weitgehend ungehindert abbauen. Wie ist das
möglich?Dazu forschtderUS-amerikanischePolitik-
wissenschafter Daniel Kelemen. „Das Problem ist

schonlangebekannt“, sagter, „dochdieEUhat immer
wiederAusredengefunden, esnicht anzugehen.“

Damit könnte jetzt Schuss sein. Ende 2020 wurde
der sogenannte Rechtsstaatlichkeits-Mechanismus
eingeführt. Er sieht vor, dass die EU-Kommission
Sanktionen verhängen kann, wenn sich eine qualifi-
zierteMehrheit derMitgliedstaaten dafür ausspricht.
Mittlerweile liegt der Mechanismus beim Europäi-
schen Gerichtshof, Ungarn und Polen haben Klage
eingereicht. Verurteilt werden können die Regierun-
gen aber auch nachwirkend – sobald der EuGH ent-
schiedenhat.

Ergreife indeiner Partei
die alleinigeMacht!
Will man Pluralismus bekämpfen, muss man damit
imeigenenHausbeginnen.

István Hegedüs, Soziologe und Präsident der
Ungarischen Europa-Gesellschaft, hat alles schon ge-
sehen,damalsvorgut30Jahren. ImApril 1988,weni-

geWochennachderGründung,traterdemFideszbei.
Die Jugendorganisation war noch keine Partei, son-
dern ein Sammelbecken junger Antikommunisten.
„WirglaubtenandenpolitischenLiberalismusund in
erster Linie an die politischen Freiheitsrechte“, erin-
nert sichHegedüs. Der 63-Jährige empfängt in seiner
Wohnung in einem prächtigen Jugendstil-Haus der
Budapester Innenstadt. Er hat sich den legeren
Charme des Ur-Fidesz bewahrt, trägt das Haar locker
nach hinten gebunden, bevorzugt Jeans gegenüber
Anzügen. Schon früh stieß sich Hegedüs an Orbáns
kämpferischem, radikalemHabitus.

Inder späterenPartei bildeten sich zwei Flügel he-
raus, einer umOrbánund einer umden bohèmehaf-
ten Gábor Fodor, dem sich Hegedüs anschloss. Die
Auseinandersetzung wurde immer schärfer. Das Or-
bán-Lager schlug antiliberale, intellektuellen- und
medienfeindliche Töne an. Die leiseste Kritik an ihm
wertete Orbán als Angriff auf seine Person. Jeden
politischen Konflikt stilisierte er zum Kampf auf Le-
ben und Tod. „Plötzlich war in der Auseinanderset-
zung mit uns jedes Mittel erlaubt“, so Hegedüs. „Wir
wurdenzuFeinden,Verrätern,Agentenerklärt.“1994

kehrteerFideszdenRücken.Heute sagt er: „Washeu-
te im Großen im ganzen Land geschieht, das ist da-
mals innerhalbder Partei geschehen.“

BindenSiewohlgesinnte
Oligarchenan sich!
PolitischeMacht unddas großeGeld brauchen–und
stützen– einander.

„Man hätte die acht bis zehn Großunternehmer
findenmüssen,dieUngarnsGroßkapitalistenwerden
würden.“ Diese Beobachtung teilte Orbán im Jahr
1994mit seinem damaligen Berater József Debrecze-
ni, der später eine kritische Biografie über ihn veröf-
fentlichte.

Als Orbán im Alter von 35 Jahren erstmals Regie-
rungschefwurde,machte er Lajos Simicska, den Par-
teikassierdesFidesz, zumChefdesFinanzamts. InOr-
báns erster Legislaturperiode widmete sich Simicska
demAufbaueines ImperiumsvonBau-undMedien-
unternehmen. Seine Loyalisten übernahmen inwei-
terer Folge die Wirtschaftsministerien und organi-
siertendieVerteilungderEU-Gelder.Später lebte sich
das Tandem Orbán-Simicska auseinander. Simicska
missfielOrbánsHinwendungzuPutinsRussland.Or-
bán sah im Intimus eine geballte Wirtschaftsmacht,
die ihm gefährlich werden konnte. Nach der Wahl
2018 musste Simicska seine gesamten Unterneh-
mensbesitzungen auf andere Oligarchen überschrei-
ben, ausgenommen einer Ziegenherde und seinen
Privatbesitz an Immobilien.

Orbáns Lieblingsoligarch ist seitdem der Kind-
heitsfreund LörincMészáros. Der 55-Jährige schaffte
es, vom kleinen Gasinstallateur in Orbáns Heimat-
dorf Felcsut zum reichsten Ungar aufzusteigen. Sein
geschätztes Vermögen liegt laut demWirtschaftsma-
gazin „Forbes“ bei 1,3 Milliarden Dollar, sein Reich
umfasst Banken, Versicherungen, Hotels und Bau-
unternehmen.

Weitere Großunternehmen verteilen sich auf fünf
oder sechs weitere Oligarchen, die vomWillen des Re-
gierungschefsabhängigsind.OrbánsBeobachtungvon
1994istpraktischwahrgeworden.Dievonihmkontrol-
lierteOligarchie ist das Fundament seinerMacht.

*

Undwas jetzt?
All diese Strategien funktionieren in den jeweiligen
Ländern erschreckend gut, und das beunruhigt die
Europäische Union und alle Anhänger der liberalen
Demokratie. Denn noch hat die EU kein taugliches
Mittel gefunden, die illiberale Spirale zu stoppen.
Aber dennoch sollte die Besorgnis kein Grund sein,
den Stab über die osteuropäischen Staaten, die Ost-
erweiterung oder gar die Europäische Union als
rechtsstaatliche Kraft zu brechen. Die Tendenz ist zu-
gegeben negativ, doch ein Blick etwa nach Belarus
lehrt, wie sich Staaten entwickeln können, die nicht
imEinfluss der EuropäischenUnion sind.

DerKampfder liberalengegendie illiberaleDemo-
kratie kann nur mit rechtsstaatlichen, liberalen, de-
mokratischen Mitteln gewonnen werden. Oder er
kanngarnicht gewonnenwerden. æ
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EX-FIDESZ-MIT-
GLIED HEGEDÜS
„Wir glaubten an
den politischen
Liberalismus.“
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profil: Ihre Partei hat sich darüber beschwert, die pro-
fil-Anfrage sei „provokant“und „unprofessionell“. Se-
henwir uns dochdiese Fragen einmal an: Es geht da-
rin um die Bemühungen, eine neue Fraktion im EU-
Parlament zu gründen. „Ihr Parteichef Viktor Orbán
hatMatteo Salvini von der italienische Lega undMa-
teuszMorawiecki vonderpolnischenPiS eingeladen.
WarumwurdendieFPÖunddasRassemblementNa-
tional (RN)nicht eingeladen?“
Szijjártó:KönnenSiemirdieganzeFragevorlesen?Ich
habe ja diese Fragennicht erhalten.
profil: Das war sie schon. Eine sehr simple Frage. Wir
wollten wissen, nach welchen Kriterien Sie Parteien
zur Sondierung einerneuenFraktion einladen.
Szijjártó: Weil diese drei unter den infrage kommen-
denParteiendieerfolgreichstenbeidenvergangenen
EU-Parlamentswahlenvon2019waren.
profil: Danke für die Antwort. Das bedeutet, Sie wer-
den auch andere Parteien fragen, ob sie einer neuen
Fraktionbeitretenwollen?
Szijjártó: Ja, aber das steht imMoment nicht oben auf
unserer Agenda, weil wir Covid-19 bekämpfen, aber
eskönntesein,dasseszuKonsultationenmitanderen
Parteienkommt.
profil:Es gibt also keine ideologischeBarriere zur FPÖ
unddemRassemblementNational?
Szijjártó:Wir haben noch keine Entscheidung getrof-
fen, deshalb kann ich dazu jetzt noch nichts sagen.
WirwareneineSchwesterpartei derÖVP inderEuro-
päischenVolkspartei (EVP),wir stimmen in sehr vie-
len Fragenmit der ÖVP überein. Ich würde sogar sa-
gen,dasswir inweitmehrThemenmitderÖVPüber-
einstimmen als mit anderen Parteien der EVP. Die
persönlichen Kontakte mit Sebastian (Kurz, Anm.)
und Alexander (Schallenberg, Anm.) sind perfekt.
Was die FPÖ betrifft: Wir haben eine gute Beziehung
zu ihrem Vorsitzenden, wir stimmen in vielen The-
menüberein, keine Frage.Wird derKreis derGelade-
nen also größer werden? Da bin ich mir ziemlich si-
cher.
profil: Fidesz war viele Jahre Mitglied der EVP und
driftete langsam in eine andere Richtung. Schließlich
kamen fast alle anderen Mitgliedsparteien zu dem
Schluss, dass Fidesz nicht länger Teil der EVP sein
könne. Sie müssen zugeben, dass mit Ihrer Partei et-
waspassiert seinmuss.Was ist es?
Szijjártó: EVPundSozialistenwaren imEuropäischen
Parlamentüberviele Jahre ineinerArtKoalition.Das
hatsiegeformt, soähnlichwieEhemannundEhefrau
einanderbeeinflussen.AberdieSozialistenhabendie
EVPviel stärkerbeeinflusst alsumgekehrt.Wir sehen
es so, dass die EVP heute links der Mitte gelandet ist.
DashatdenBruchmitFideszverursacht.BeidenThe-
men Familie, Migration, Rolle der Nation, kulturelles
ErbeundReligiondenkenwiranders.Wirhattenver-
sucht, die Einstellung der EVP von innen zu verän-
dern, aber ohneErfolg.
profil:WennSie sagen, dass die ParteienderEVP links
derMitte stehen…
Szijjártó:…ja, das sehe ich so…
profil:…dannnehmenwir dochDeutschland als Bei-
spiel: Wenn die Unionsparteien CDU und CSU links
derMitte stehen,wo ist denn danndieMitte?Wollen

„Die Euro-
päische
Volkspar-
tei ist nach
links ge-
gangen.“

Sie allen Ernstes sagen, die Alternative für
Deutschland (AfD) sei die politischeMitte
inDeutschland?
Szijjártó: Ich habe über die Europäische
Volkspartei und nicht über Deutschland
gesprochen. Ich will nicht interne Gege-
benheiten anderer Länder kommentie-
ren. Ich halte es nicht für richtig, wenn
sichLeuteausdemAuslandfürklügerhal-
ten. Ichsagenur,dassdieEVPalsParteien-
familie nach links gegangen ist.
profil:WennSie sich die Parteien ansehen,
die inderEVPvereint sind–etwadie fran-
zösischen Republikaner, oder auch die
ÖVP–, das sind doch alles andere als linke
Parteien. InderEVP ist Platz selbst fürPar-
teien, die deutlich rechts der Mitte stehen
– aber es ist kein Platz mehr für Fidesz.
Gleichzeitig bekommen Sie öfter Applaus
vonderAfD, der FPÖ, demRNundder Le-
gaalsvondenKonservativen.Wassagt Ih-
nendas?
Szijjártó: Ich verstehe, was Sie sagen, aber
das ist nicht das Koordinatensystem, das
unser Denken bestimmt. Wir wollen Ap-
plaus vom ungarischen Volk bekommen.
Wir erwarten gegenseitigen Respekt, da-
rum geht es. Man soll nicht ein Land aus
der Perspektive eines anderen beurteilen.
Politiker sollten sich nicht so sehr um in-
terne Angelegenheiten anderer Länder
kümmern, wie sie das derzeit tun. Würde
man sich stattdessen nur ein wenig mehr
darum kümmern, wie man den eigenen
Wählern Gutes tun oder Antworten auf
die vor uns stehenden Herausforderun-
gen finden könnte, wäre die ganze Welt
einbessererOrt.
profil:HaltenSie sich selbstdaran? IhrPar-
teichefViktorOrbánhatvergangenesJahr
an einemTreffen sehrweit rechts stehender Politiker
inRomteilgenommen–dawarenetwaGiorgiaMelo-
ni, die Chefin der Fratelli d’Italia, die rechts der Lega
angesiedelt sind, oder auchMarionMaréchal-Le Pen,
die Nichte der RN-Vorsitzenden Marine Le Pen. Or-
bán sagte dort: „Wir müssen den Liberalismus in
Europa bekämpfen.“Weshalbwollen Sie den Libera-
lismus bekämpfen, und warum gleich in ganz Euro-
pa?
Szijjártó:NachunsererAnsichtstrebtderLiberalismus
nach der Meinungs-Hegemonie. Wer nicht wieder-
holt, was der Mainstream sagt, wird sofort scharf an-
gegriffen – wir, zum Beispiel. Wir richten uns in den
meisten Fragen nicht nach dem internationalen
Mainstream. Und sehen Sie, wie man versucht, uns
politisch fertigzumachen! Wenn ein Medium christ-
lich-patriotischen Anliegen gegenüber freundlich
eingestellt ist,wirdessofortvondenMainstream-Me-
dienalsHandlangerunsererRegierungattackiert, der
Diskriminierung beschuldigt und all das. Dagegen
müssen wir etwas tun! Sehen Sie, was mit den Twit-
ter- und Facebook-Accounts von Ex-US-Präsident
Donald Trump passiert ist! Sie wurden gesperrt! Hat-

ten dieMainstream-Medien dagegen einen Einwand
imSinnederMeinungsfreiheit?Nein.
profil: Doch, ich zum Beispiel habe in einem Kom-
mentar in profil kritisiert, dass es völlig unverhältnis-
mäßig ist, dass die Taliban einenTwitter-Accountha-
benkönnen, nicht aberDonald Trump. Sprechenwir
über die sogenannte liberale Hegemonie und die
Probleme, die Sie damit haben. Im Jahr 2014 trat
Ungarn unter Premierminister Orbán der Istanbul-
KonventionzumSchutzderFrauenbei. Jetzthat Ihre
Regierung bekannt gegeben, sie werde die Konven-
tionnicht ratifizieren.Was ist dapassiert?
Szijjártó: Die Istanbul-Konvention besteht aus zwei
Teilen.EinerbetrifftdenSchutzvonFamilien,Frauen
und Kindern. Die ungarischen Gesetze gehen in die-
sen Bereichen an Strenge weit über das hinaus, was
die Istanbul-Konvention vorsieht. Beim anderen Teil
jedoch, in demMigration und Genderangelegenhei-
ten behandelt werden, haben wir ernsthafte Beden-
ken. Wir in Ungarn haben eine andere Vorstellung
vonGendergerechtigkeit.Wir verstehendarunterdie
GleichberechtigungvonMännernundFrauen.Ande-

re Staaten meinen hingegen etwas anderes, deshalb
setzen Polen und Ungarn üblicherweise eine erklä-
rende Bemerkung unter Texte der EU, in denen der
Begriff „Gendergerechtigkeit“ vorkommt. Die Istan-
bul-KonventionmeintmitGendergerechtigkeitauch
etwas anderes, und das ist einer derGründe,weshalb
wir sienicht ratifizieren.
profil: Die Istanbul-Konvention schützt auch Perso-
nen, die wegen ihrer sexuellen Orientierung verfolgt
werden, oderweil sie zumBeispiel Transgender sind.
Was stört Sie daran?
Szijjártó: Die ungarischen Gesetze beschützen alle.
Niemand kannwegen seiner sexuellen Orientierung
diskriminiert werden. Aber in Ungarn kümmert sich
der Staat um das Geschlecht nur ein einziges Mal:
Wenn Sie geboren werden, nur dann wird es regist-
riert.
profil:Undeskannnichtmehrverändertwerden.
Szijjártó: Aus der Sicht des Staates nicht. Weil es den
Staat nichtsmehr angeht.
profil:Aberwas ist, wenn jemand seinGeschlecht än-
dert? Dann kann das laut Ihren Gesetzen nichtmehr

Der ehemalige Spre-
cher von Premier-
minister Viktor Or-
bán und Präsident
der Jugendorgani-
sation der Fidesz-
Partei (2005–2009)
war 2002 der jüngs-
te Abgeordnete im
ungarischen Parla-
ment. Seit 2014 ist
er Außenminister.

„Der Libera-
lismus
strebt nach
derMei-
nungs-He-
gemonie.“
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imReisepassvermerktwerden.Dabei istdaswohldie
tiefgreifendste Veränderung, die ein Mensch vollzie-
henkann.
Szijjártó:DenStaat geht dasnichts an.
profil:KönnenSie sich für eineMinute vorstellen…
Szijjártó:Nein, kann ichnicht, ganz ehrlich.
profil: Dennoch: Stellen Sie sich vor, in Ihrem Reise-
pass steht, dass Sie eine Frau sind, während Sie tat-
sächlichbereits einMann sind.
Szijjártó: Verzeihen Sie mir, aber das kann ich mir
nicht vorstellen.
profil:Eben. Aber Sie bringenmanche Leute in genau
diese Lage.
Szijjártó: Unser Pass hält ein Faktum fest: Das Ge-
schlecht, das Sie bei IhrerGeburt hatten.
profil: Sie haben auch die Adoptionsgesetze geändert,
sodass nur noch Verheiratete ein Kind adoptieren
können. Alleinstehende benötigen eine Ausnahme-
genehmigung. Warummussman unbedingt verhei-
ratet sein?
Szijjártó: Diese Änderung beruht auf unserer Verfas-
sung, die Familien unterstützt und schützt.Wir glau-
ben, dass es dasBeste für einKind ist, in einer Familie

aufzuwachsen,dieausVater,MutterundKindernbe-
steht.
profil: Inwiefernbetrifft es dasKind, obdie Elternver-
heiratet sind?
Szijjártó: Es gibt auch einen zweiten Weg für Nicht-
verheiratete.
profil: Wieso kümmert sich der Staat überhaupt da-
rum, obAdoptionselternverheiratet sind?
Szijjártó: Der Staat muss Adoptionsregeln festlegen.
UndunsereRegelbesagt,dassverheirateteElternKin-
der ohneweitereGenehmigungadoptierenkönnen.
profil: In Deutschland wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft – eineFormderHomo-Ehe–2001 einge-
führt, damalsgegendenWiderstandderkonservativen
Unionsparteien. Inzwischenhaben sich die Einstellun-
gen stark geändert. Auch konservative Parteien akzep-
tieren, dass die EheHomosexuellenoffen steht…

GlaubendieUngarnwirklich,
wasda imStaatsfernsehenüber
profil-Journalistin Franziska
Tschinderle gesagtwird?
EineReisenachSopron,Győr
undNyúl.

VONFRANZISKATSCHINDERLE UNDSIOBHÁNGEETS

Am Abend des 8. April, als der ungarische
StaatssenderM1einenBeitragüberFranziska
Tschinderle und das profil bringt, ist die Pen-

sionistinHelga in ihrerWohnung in der ungarischen
Grenzstadt Sopron. Der Fernseher läuft im Hinter-
grund, wie immer. Ihr Sohn lebt in England, sie will
informiert bleiben über das, was in derWelt passiert.
Wenn etwas Helgas Aufmerksamkeit erregt, setzt sie
sichaufsSofaundsiehthin. Soauchan jenemAbend.
„Mit Behauptungen, die als provokante Fragen ge-
tarntwaren,wandtesichdieJournalistineiner libera-
len österreichischen Zeitung an die Fidesz-Abgeord-
neten imEuropaparlament“, sagt dieModeratorin.

Hinter den Fragen von profil würde ein Ziel ste-
cken: die geplante neue Fraktion im Europaparla-
ment anzugreifen. Bereits in der Vergangenheit habe
Journalistin Tschinderle kritische Beiträge über den
ungarischen Ministerpräsidenten Viktor Orbán ver-
fasst.

Helga sieht, wie ein Foto von Tschinderle einge-
blendetwird, dann ihreArtikelund schließlichdasE-
Mail, das sie geschickt hat. Nur eine Amateurjourna-
listin würde solche Fragen stellen, heißt es. Drei Mi-
nuten ist die schriftliche Anfrage von profil dem
Nachrichtensender M1 wert. Und der Beitrag soll
nicht der einzige bleiben: Insgesamt werden in den
kommendenTagenvierweitere ausgestrahlt.

DieAttackeaufTschinderleundprofil schlägtWel-
len inUngarnundauch inÖsterreich.

profil-Herausgeber Christian Rainer telefoniert
mit Außenminister Alexander Schallenberg, und
Schallenberg telefoniert mit seinem ungarischen
Amtskollegen, zahlreicheMedien berichten. Organi-
sationenwie „ReporterohneGrenzen“ zeigensichbe-
sorgt,mittlerweile liegtderFall sogarbeimEuroparat.
Die Nachrichtensendung auf M1 ist so etwas wie die
„ZIB“ im ORF, rund 400.000Menschen sehen sie täg-
lich. Von einem Tag auf den anderen ist Franziska
Tschinderle in Ungarn bekannt. Sie erhält viel Zu-
spruch,aberauchGewaltdrohungenübersozialeMe-
dien.

„Schüchtert Sie das jetzt ein?“

MINISTER SZIJJÁRTÓ
UND PROFIL-REDAKTEUR
ROBERT TREICHLER
„Sie bringen mich in eine
Situation, die nicht fair
ist.“

Szijjártó:Nichthier.
profil: Eben. Meinen Sie, dass sich diese Entwicklung
hinzueiner liberalenHaltungmitetwasVerzögerung
auch inUngarn vollziehenwird – auchwennSie per-
sönlichund IhrePartei etwasdagegenhaben?
Szijjártó: Es scheint ein europäischer oder sogar ein
globalerTrendzusein;einTrend,dermirnichtgefällt.
Ich will solche Entwicklungen in anderen Ländern
nichtkommentieren,undicherwarte,dassmanauch
unsnicht niedermacht,weilwir anders denken.Mei-
ne Vorstellung ist, dass in einer Familie der Vater ein
Mann ist und die Mutter eine Frau. Aber es wird in
Ungarnniemanddiskriminiert,weil er anders denkt.
profil: Kann eine lesbische Frau ein Kind adoptieren
undmit einer Frau zusammenleben?
Szijjártó:Da sie nicht verheiratet ist,muss sie umeine
Ausnahmegenehmigungansuchen.
profil:Wird sie einebekommen?
Szijjártó: Das hängt vom individuellen Fall ab. Ich
kann Ihnen keine kompetente Antwort geben, weil
ich nicht Familienminister bin. Aber ich weiß, dass
wirganzbestimmtFamilienbevorzugen.ObesIhnen
gefällt odernicht, dasBeste für einKind ist eineFami-

liemitVaterundMutter.
profil:Siewissen,dassvieleEhenzerbrechen.
Macht es für dasWohlbefinden einesKindes
einenUnterschied, obesbei einergeschiede-
nen Mutter aufwächst oder bei einer lesbi-
schenMutter, diemit einerFrauzusammen-
lebt?
Szijjártó: Sie bringen mich in eine Situation,
die nicht fair ist, denn wir sprechen über
Prinzipien,undichwiederhole:DasBeste für
ein Kind ist eine Familiemit Vater undMut-
ter.Und ich sage Ihnen, ichhassedieSprech-
weise, in Kindergärten anstatt von „Mutter“
und „Vater“ von „ElternteilA“und „Elternteil
B“ zu sprechen.
profil:Sagtmandas inUngarn?
Szijjártó: Nein. Aber ich habe von solchen
Trends gehört. Oder Unisex-Toiletten! Ich
habe das bei einem EU-Ministertreffen in
einemnordischenLanderlebt. Ichwar scho-
ckiert!
profil: InwelcheToilettesollteeinePersonge-
hen, die als Frau zurWelt gekommen ist, ihr

Geschlecht geändert hat und jetzt alsMann lebt? Soll
sie sich nach Ihrer Reisepassverordnung richten und
aufdieDamentoilette gehen,weil nurdasGeschlecht
bei derGeburt zählt?
Szijjártó: EntschuldigenSie, aberwas soll dasheißen–
ihrGeschlecht geändert?
profil:Siewissen,wasdas bedeutet.
Szijjártó: Ich finde, die Tradition von Tausenden Jah-
ren, dass wir Männer und Frauen sind, sollte respek-
tiertwerden.
profil: Ungarn weicht auch in außenpolitischen Fra-
gen gelegentlich vom europäischen Mainstream ab.
Ihnen wird große Nachsichtigkeit gegenüber Russ-
landundChina nachgesagt. Unterdrückt China Ihrer
MeinungnachdieDemokratie inHongkong?
Szijjártó: Auch da gilt: Wir kümmern uns viel zu sehr
uminterneAngelegenheitenandererStaaten, anstatt

um bilaterale Fragen. Esmag für Sie schwer vorstell-
bar sein, aberwennichmitPolitikernandererLänder
zusammensitze, ziehe ichesvor, darüber zudiskutie-
ren,waswir tunkönnen,umdieBeziehungenzuver-
bessern, zumWohlederVölkerbeider Seiten. ZuChi-
na hat die EU in den vergangenen Jahren acht State-
ments abgegebenundChinaverurteilt.Hatdas etwas
gebracht? Nein. Sollen wir dasselbe ein neuntes Mal
tun?
profil:Wie ist Ihre Position im aktuellen Fall der Ent-
führung des Bloggers Roman Protassewitsch durch
dieRegierungvonBelarus?
Szijjártó: Ichhalteesauchpersönlich für inakzeptabel,
ohne Grund ein Flugzeug zur Landung zu zwingen,
zumal dieses Flugzeug zwischen zwei Städten der
Europäischen Union unterwegs war. Alles, was die
belarussischen Behörden getan haben, ist inakzepta-
belundmussabgelehntwerden. Ichbinfrohdarüber,
dass die Europäische Union in dieser Frage endlich
schnell,mitDisziplin,entschlossenundgeeintgehan-
delt hat. Wir freuen uns, dass die Antworten schnell
gefunden und vereinbart wurden, und wir unter-
stütztenundunterstützensienatürlichvollundganz.
profil: Als die EU-Außenminister zum Israel-Gaza-
Konflikt eine gemeinsame Erklärung abgeben woll-
ten, haben Sie dies im Alleingang verhindert. Wa-
rum?
Szijjártó: IsraelwurdevonTerroristenangegriffenund
verteidigte sich. Dieser Sachverhalt wurde nicht klar
abgebildet. Die Erklärung wäre sehr einseitig und is-
raelkritisch gewesen.
profil:UndnurSiewarendagegen?
Szijjártó: Ja.
profil: Die österreichische Bundesregierung hat sogar
die israelischeFahneaufdemRegierungsgebäudege-
hisst. Und gleichzeitig soll Außenminister Schallen-
berg eine israelfeindliche Erklärung unterstützt ha-
ben?
Szijjártó: InmeinenAugenwardieErklärungsehrein-
seitig.
profil: Wenn Sie die Entwicklung Ungarns seit 1989
betrachten, war es eine unglaubliche Erfolgsge-
schichte. Mitglied der EU zu werden, hat das Land
transformiert. Jetzt aber ist das Land politisch an den
Rand geraten.Was ist Ihre Interpretation dieser Situ-
ation?
Szijjártó: IchstimmedemerstenBefundzu,undichsa-
ge: Ungarn ist immer noch eine Erfolgsgeschichte.
Wir haben eine der höchsten Wachstumsraten der
EU, wir haben steigende Exportzahlen. Und wir ha-
benunsere eigeneMeinung, ganz sicher.Aber ichwi-
derspreche Ihnen, wenn Sie sagen, wir befinden uns
am Rand. Ich entgegne, wir haben eine laute, starke
Stimme innerhalb der EU, und wir diskutieren mit,
wenn es um die Zukunft Europas geht. Wir werden
gehört.
profil:Eine etwas einsameStimme,nicht?
Szijjártó:Dawiderspreche ichwieder.BeidenThemen
Wettbewerbsfähigkeit, Digitalisierung, Klimaschutz
sind wir Teil der Mehrheit. Aber wir werden nie ak-
zeptieren, dassdiejenigen,dienicht zumMainstream
gehören, zumSchweigengebrachtwerden sollen.

INTERVIEW:ROBERT TREICHLER

„Was soll
das heißen
– ihr Ge-
schlecht
geän-
dert?“

Plötzlich
Feindbild
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Das ist die Frage, die Tschinderle in den kommen-
den Tagen und Wochen am häufigsten gestellt wird.
Nein, sagt sie immer wieder, wir werden selbstver-
ständlichweiter berichten. Unsere Solidarität gilt kri-
tischen Journalisten inUngarn, die jedenTagmit sol-
chenAngriffen zukämpfenhaben.

Dochwer insKreuzfeuer einer Schmierkampagne
gerät, realisiert das Ausmaß oft erst Wochen später.
Drohungen im Internet hinterlassen ein mulmiges
Gefühl.Wie sehendieMenschen inUngarndieAnge-
legenheit? Glauben sie den im Staatsfernsehen ver-
breiteten Diffamierungen? Ist Tschinderle in Ungarn
zueinerArt „personanongrata“ geworden?

Wir fahren nach Ungarn, umdiesen Fragen nach-
zugehen. Die Reise wird auch zu einer persönlichen
Aufarbeitung. Denn als Journalistinnen nehmenwir
diese Attacke durchaus ernst. Wer uns das Recht ab-
spricht, kritische Fragen zu stellen, der nimmt uns
auchunsereDaseinsberechtigung.Werwill in einem
Land,werwill ineinerEuropäischenUnion leben,wo
dasnichtmehrmöglich ist?

Wir fragen mehr als ein Dutzend Menschen nach
ihrerMeinung. Sowie Helga, die wir auf der Terrasse
eines Cafés kennenlernen. Viele haben vom Beitrag
gehört, anderen zeigenwir ihnaufYouTube.

Als „ungerecht“ bezeichnet Helga die Bericht-
erstattung von M1. Viele, sagt die Mittsechzigerin,
glaubendiePropagandaausdemFernsehen.Daswar
bei den Flüchtlingen so, bei dem ungarischstämmi-
gen Multimilliardär George Soros – und jetzt bei der
jungen Journalistin ausdemNachbarland.

Es ist kein Zufall, dasswir in Sopron gelandet sind.
NirgendwosindsichÖsterreichundUngarnnäherals
hier, in einer 60.000-Einwohner-Stadt nahe des Neu-
siedler Sees. Die Straßenschilder sind zweisprachig,
dieKellnerwissen,waseineMelangeist.VieleUngarn
aus der Gegend arbeiten in Eisenstadt, Wiener Neu-
stadt oder dem Umland. Am Abend, wenn diese
Pendler zurückkehren, staut es sich anderGrenze ki-
lometerweit.

Die Menschen in Sopron kennen den Fall Tschin-
derle.AuchHelgas Schwiegersohnhat indenMedien
darüber gelesen. „Das wart ihr“, sagt er, „natürlich
kennenwir euch!“

Sopron ist bekannt für zwei Dinge: Dentaltouris-
musunddaspaneuropäischePicknick.Hier entstand
1989 jenes ikonische Foto, das den österreichischen

Außenminister Alois Mock dabei zeigt, wie er den
EisernenVorhangmit einer Zangedurchtrennt.Heu-
teerinnerteinMuseuminSopronandiesenMoment.
UnweitdavonrauchtHelgaeineZigaretteaufderTer-
rasseeinesCafés.NebenihrsitzendieTochterundder
Schwiegersohn, am Nebentisch die „Amateur-Jour-
nalistin“ ausdemFernsehen.

Helga hatM1 die Behauptungen über Tschinderle
nicht geglaubt. In Sopron treffenwir niemanden, der
sich hinter den Fidesz stellt und unsere Fragen für
provokant hält. Die meisten schütteln den Kopf und
sagen,dasssieganzbewusstkeinM1schauen.Aberin
den Dörfern sei das anders, erzählt ein Buchhändler,
der in einemAntiquariat umdie Ecke arbeitet. Er be-
zeichnetUngarnalsgespaltenesLand.ZwischenStadt
undLand liegenWelten.

Gemeinsam mit Tibor, unserem Übersetzer für
diese Recherche, fahren wir nach Nyúl, einem ver-
schlafenen 3900-Einwohner-Ort an der ungarisch-
slowakischen Grenze. Eine schnurgerade Straße
führt von der Dorfkirche bis zum Supermarkt, flan-
kiert von Einfamilienhäusern, einer Konditorei und
einem Tabakladen. Drinnen sitzen darf nur, wer be-
reits geimpft ist.

Der Großteil der Dorfbewohner winkt ab, sobald
wir uns als Journalisten vorstellen. Bei heimischen
Medien sei das nicht anders, sagt Tibor, der in Buda-
pest als Journalist arbeitet. Die ständigen Diffamie-
rungen haben ihre Spuren hinterlassen: Viele Men-
schen trauenMediennichtmehrüber denWeg.

Wermitunsspricht,deräußertsichkritischgegen-
überFidesz,vielegebenan,sichnicht fürPolitikzuin-
teressierenundschonlangenichtmehrwählenzuge-
hen. „Das ist mir egal“ und „Ich will nur meine Ruhe
haben“–SätzewiediesehörenwirindiesenTagenoft.
Im Blumenladen der Stadt steht eine junge Fraumit
Schürze und sagt: „Ich würde gerne in einer Blase
leben, in der es keine politischen Konflikte gibt.“ Sie
trägt ein Tattoo amUnterarm, ist geschätzteMitte 30.

Eine alte Frau mit Gehstock, die in ihren Laden
kommt,keift: „Lasstuns inRuhe,wirhabenschonge-
nugProbleme.“ EineDrittewiederumbleibt draußen
amParkplatz stehen. Sie istwütend, ihr Leben sei viel
schlechter, seitOrbánanderMacht ist.

Die Gegend gilt als Fidesz-Hochburg. Wo sind die
UnterstützerOrbáns?

Einer von ihnen lehnt an einem Imbisstisch an
einer Tankstelle am Rand der Stadt. Màte, 30, trägt
kurz rasierteHaare,GoldkettchenundkurzeHose. Er
fährt Mercedes, betreibt ein Fitnesscenter und ist zu-
frieden: „Orbán ist gut für uns Ungarn. Wir haben
GeldundArbeit.“

Wir zeigen ihmdasVideo, erkanntedenFallnicht.
„Wir Fidesz-Wähler sind nicht blöd“, sagt er, „wir se-
hen, dass bei den Medien in Ungarn etwas falsch
läuft.“ Màte sagt, dass er sich weder für Politik noch
fürMedien interessiere, sondern einfach nur sein Le-
ben lebenwill.Was erwisse: SeitOrbánanderMacht
ist, entwickle sich sein Land weiter. Ein ganzes Jahr
langhabe er sein Fitnessstudio coronabedingt schlie-
ßen müssen, dennoch sei er gut durch die Krise ge-
kommen: Die Regierung schüttete finanzielle Hilfen
aus – eine halbe Million Forint, umgerechnet 1500
Euro,warendas fürMàte.

Das Video und die Angriffe auf Journalisten inte-
ressieren ihn wenig, solange sein junges Unterneh-
men floriert.

Die Begegnung mit Màte war aufschlussreich:
Auchmit beschränkter Pressefreiheit lässt es sich of-
fenbar komfortabel leben.

Als Feindbild sieht er Journalistenhingegennicht.
Es scheint, als täte der Fidesz das weniger für seine
Klientel als für sich selbst, zumindest im Fall Tschin-
derle.WozualsodasGanze?

EineAntwort daraufhoffenwir inGyőr zu finden.
Seit zwei Jahren regiert der Kardiologe CsabaAndrás
Dézsi die 130.000-Einwohner-Stadt im westlichen
Pannonien. Als Standort zahlreicher Motorenwerke

ist Győr einer der wichtigsten Industrieorte des Lan-
des. Auch von hier ist es nicht weit zur österreichi-
schenGrenze.DochDézsi, der nebenderRegierungs-
parteiFideszauchMitgliedderChristlich-Demokrati-
schen Volkspartei (KDNP) ist, behauptet, bis zu
unserem Besuch nichts vom Fall Tschinderle gehört
zu haben. Dabei ist der Bürgermeister, der nach wie
vor als Oberarzt arbeitet, seinen eigenen Aussagen
nach selbst Journalist: Er veröffentlicht regelmäßig
Kommentare in lokalen Tageszeitungen und ist
außerdem Autor eines Kinderbuchs. Es handelt von
seinem Leben mit zwei Papageien namens Gerson
undPanka.

Dézsi empfängt im prächtigen Rathaus der Stadt,
einem Prunkbau aus dem 19. Jahrhundert. Am Ein-
gangweht die EU-Flagge, im zweiten Stock setzt sich
der Bürgermeister in einen holzvertäfelten Konfe-
renzraumundöffnet einCoca-Cola.

Von mangelnder Pressefreiheit im Land will er
nichts wissen. Heutzutage könne doch jeder seine
Meinung über die sozialen Medien veröffentlichen,
er selbst habe sogar einen TikTok-Account, sagt er
stolz. Auf die Frage, wieso Orbán nahestehende Oli-
garchen zahlreiche Medien aufgekauft, geschlossen
oder im Sinne der Regierungspartei umgekrempelt
haben, geht der Bürgermeister gar nicht erst ein,
sprichtvoneinem„Pseudoproblem“.Er selbst rede je-
derzeit gernmit Journalisten,betont er: „Esgibtkeine
falschenFragen, nur falscheAntworten.“

Weil er den Beitrag auf M1 nicht gesehen hat, zei-
gen wir ihm das YouTube-Video auf dem Smart-
phone. „Ich möchte das nicht kommentieren, denn
ich habe damit nichts zu tun“, sagt Dézsi danach.Wir
zeigen ihm das E-Mail, das wir Fidesz geschickt ha-
ben, und fragen, ob er den Inhalt provokant findet.
„Ich kann das nicht beurteilen“, sagt er noch einmal,
„ichbinhiernicht derRichter.“

Diese Antwort kommt überraschend, denn vor
einerhalbenStundehatderBürgermeisternochgesagt:
„Die Arbeit von Journalisten ist wichtig. Wir machen
einengroßenFehler,wennwirnichtmit ihnen reden.“

Insgesamt spricht Dézsi eineinhalb Stunden mit
uns. Er erzählt von der Zeit des Kommunismus, als
man in Győr Fernsehsender aus dem Westen emp-
fangen konnte, darunter auch den ORF. Er erwähnt
sogar seinen Vorgänger Zsolt Borkai, dessenName in
Ungarnjederkennt,weileralsBürgermeisterzurück-
treten musste. Der Grund: Auf einer Porno-Website
war einVideo aufgetaucht, das ihnbeimDrogenkon-
sum und Geschlechtsverkehr auf einer Yacht im Ad-
riatischenMeer zeigt.

Nachfolger Dézsi ist mit seinem TikTok-Account
viel familienfreundlicher. Zum Abschied gibt er uns
ein deutschsprachiges Exemplare seines Papageien-
Buchsmit auf dieReise.

„Das ist nicht meine Story“, hat Dézsi immer wie-
der zuuns gesagt.

Doch es war seine Partei, die unsere Story als „Fake
News“ abgetan hat – obwohl sie zu diesem Zeitpunkt
noch nicht einmal erschienen war. Der Fidesz, so
scheint es, spricht lieber über Journalisten als mit ih-
nen.

MITARBEIT: TIBORRÁCZ

„Es gibt
keine fal-
schen Fra-
gen, nur
falsche
Antwor-
ten.“
Csaba András
Dézsi, Fidesz-
Bürgermeister
von Győr
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DIE REPORTAGE ALS
AUFARBEITUNG
Franziska Tschinder-
le (rechts) und Siob-
hán Geets vor dem
Rathaus von Győr

IM RATHAUS
Vonmangelnder
Pressefreiheit im
Land will Bürger-
meister Dézsi
nichts wissen.

FIDESZ-FANMÀTE
„Orbán ist gut für
uns Ungarn. Wir
haben Geld und
Arbeit“, sagt der
Betreiber eines Fit-
nessstudios. Sein
Gesicht zeigen will
er nicht.


